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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
— Drucksache 12/5169 — 

Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf zielt auf eine Regelung für die Bestellung des 
Präsidenten einer Landeszentralbank für den Fall ab, daß der 
Geschäftsbereich der Lahdeszentralbank mehrere Länder umfaßt 
und sich die Länder nicht auf einen gemeinsamen Kandidaten 
verständigen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

Die Ablehnung des Gesetzentwurfs erfolgte mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Abwesenheit der Gruppen der PDS/Linke Liste und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. Ein Ausschußmitglied aus der Fraktion der CDU/ 
CSU hat sich an der Abstimmung nicht beteiligt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank — Drucksache 12/5169 — abzuleh- 
nen. 

Bonn, den 1. Dezember 1993 

Der Finanzausschuß 

Hans H. Gattermann 

Vorsitzender 


Joachim Poß 

Berichterstatter 
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Drucksache 12/6365 


Bericht des Abgeordneten Joachim Poß 


1. Der Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Deutsche Bundesbank — Druck- 
sache 12/5169 — wurde in der 176. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 23. September 1993 
zur federführenden Beratung an den Finanzaus- 
schuß und dem Rechtsausschuß sowie dem Aus- 
schuß für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 
Der Rechtsausschuß hat sich am 10. November 
1993 mit der Vorlage befaßt, während der Aus- 
schuß für Wirtschaft am 27. Oktober 1993 zu dem 
Gesetzentwurf votiert hat. Der Finanzausschuß hat 
die Vorlage am 1. Dezember 1993 beraten. Die 
Bundesregienmg hat am 16. Juni 1993 zu dem 
Gesetzentwurf Stellung genommen. 

2. Die Gesetzesvorlage zielt auf eine Änderung des 
Gesetzes über die Deutsche Bundesbank in bezug 
auf die Bestellung des Präsidenten einer Landes - 
Zentralbank für den Fall ab, daß der Geschäftsbe- 
reich der Landeszentralbank mehrere Länder 
umfaßt und sich die Länder nicht auf einen gemein- 
samen Kandidaten einigen können. Der Bundesrat 
führt hierzu aus, das geltende Recht lasse es zu, daß 
jedes der betroffenen Länder einen Vorschlag zur 
Bestellung des Präsidenten der Landes Zentralbank 
unterbreite. In einem solchen Fall müsse aber der 
Bundesrat den zwischen den Ländern bestehenden 
Konflikt entscheiden. Dies widerspreche dem 
F ö der alismusprinzip . 

Der Gesetzentwurf soll diese Schwierigkeiten 
beheben. Er betont zwar die Vorrangigkeit eines 
einvemehmlichen Vorschlags der betroffenen Län- 
der für den Landeszentralbankpräsidenten, sieht 
aber für den FaU, daß es nicht zu einer Verständi- 
gimg kommt, eine Regelung vor, nach der nur ein 
Land einen Vorschlag imt erbreitet. Die Reihen- 
folge der vorschlagsberechtigten Länder soll sich 
aus deren Einwohnerzahl ergeben, beginnend mit 
dem einwohnerstärksten Land. Stellt ein altes Bun- 
desland bereits den Präsidenten, da sich der 
Geschäftsbereich der Landeszentralbank zum 
1. Dezember 1992 lediglich auf ein neues Land 
erweitert hat, soll dem Land zuerst das Vorschlags - 
recht eingeräumt werden, das den Präsidenten 
bisher nicht gestellt hat. 


Bonn, den 1. Dezember 1993 


3. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zu dem Gesetzentwurf die bestehenden Vorschrif- 
ten über das Verfahren zur Bestellung der Präsi- 
denten der Landeszentralbanken als sachgerecht 
bezeichnet. Sie sieht insoweit keinen Handlungs- 
bedarf für den Gesetzgeber. Sie hat insbesondere 
die Auffassung vertreten, daß eine Realisierung 
des Gesetzentwurfs zu einer qualitativen Abstu- 
fung zwischen den betroffenen Ländern nach Maß- 
gabe ihrer Bevölkerungszahl und zu einer Schmä- 
lerung der bestehenden Rechte der einwohner- 
schwächeren Länder führen würde. Außerdem 
könne der Gesetzentwurf tendenziell Wiederbe- 
steUungen erschweren und damit eine nicht 
erwünschte Verkürzung der Amtszeiten der Mit- 
glieder des Zentralbankrates bewirken. 

4. Der Rechtsausschuß hat einstimmig beschlossen, 
zu der Vorlage keine Stellungnahme abzugeben. 
Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
mehrheitlich mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste abgelehnt. 

5. Im federführenden Finanzausschuß hat sich die 
Fraktion der SPD dem Gesetzentwurf des Bundes- 
rates und seiner Begründung angeschlossen. Die 
Koalitionsfraktionen sehen dagegen, wie die Bun- 
desregierung, insoweit keinen Handlungsbedarf. 
Der aktuelle Fall, der zu dem Gesetzentwurf des 
Bundesrates geführt habe, sei abgeschlossen. Für 
zukünftige Fälle erwarteten sie eine Verständi- 
gung der betroffenen Länder, in deren Rechte nicht 
eingegriffen werden solle. Aus ihrer Pflicht zu einer 
Einigung in den genannten FäUen sollten die 
Bundesländer nicht entlassen werden. 

Die Ablehnung des Gesetzentwurfs erfolgte mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD. Ein Ausschußmit- 
glied aus der Fraktion der CDU/CSU hat sich an der 
Beratung des Gesetzentwurfs und der Abstimmung 
darüber nicht beteiligt. Die Gruppen der PDS/ 
Unke Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN waren 
bei der Beratung des Gesetzentwurfs nicht anwe- 
send. 


Joachim Poß 

Berichterstatter 
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